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Aus der Region

Bub rettet Hund aus 
brennender Garage 
HARD Ein 13 Jahre alter Bub ist am 
späten Dienstagabend in Hard am Bo-
densee (Vorarlberg) verletzt worden, 
als er den Hund der Familie aus einer 
brennenden Garage rettete. Er erlitt 
nach Angaben der Polizei schwerere 
Verbrennungen an den Händen und 
eine leichte Rauchvergiftung. Die 
Rettung brachte ihn ins Spital nach 
Bregenz. Warum das Feuer gegen 23 
Uhr in der Garage eines Mehrfamili-
enhauses ausgebrochen war, ist un-
klar. Der Brand wurde von der Feuer-
wehr mit schwerem Atemschutz ge-
löscht. Der Hund war in einem Zwin-
ger in der Garage untergebracht. Der 
Bub zog diesen noch vor Eintreffen 
der Einsatzkräfte ins Freie und erlitt 
dabei die Verletzungen. Die Polizei 
evakuierte das direkt angrenzende 
Wohngebäude. Die Rheinstrasse wur-
de für die Dauer des Löscheinsatzes 
komplett gesperrt.  (sda/apa)

Aus der Region

Einbruchserie im 
Rheintal geklärt?
ST. MARGRETHEN Die St. Galler Kan-
tonspolizei hat einen 39-jährigen 
Mann festgenommen, der im vergan-
genen Jahr im Rheintal rund 60 Ein-
brüche und Diebstähle begangen ha-
ben soll. Dabei erbeutete er total et-
wa 70 000 Franken. Der Mann hat 
die Taten zum Teil gestanden. Der 
Kosovare mit Aufenthaltsbewilli-
gung B, der im Rheintal wohnte, 
wurde bereits im vergangenen Okto-
ber festgenommen, wie die St. Galler 
Kantonspolizei am Mittwoch mitteil-
te. Er befindet sich jetzt im vorzeiti-
gen Strafvollzug. Die Ermittlungen 
seien abgeschlossen, heisst es. Dem 
Beschuldigten wird vorgeworfen, 
zwischen Frühling und Herbst 2022 
im Raum St. Margrethen eine Serie 
von Einbruch- und Einschleichdieb-
stählen begangen zu haben. Betrof-
fen waren zumeist Gewerbeliegen-
schaften. Der Täter hatte es jeweils 
auf Bargeld abgesehen. Durch die 
Einbrüche entstand Sachschaden 
von total über 90 000 Franken. Um-
fangreiche Ermittlungen und Spu-
renauswertungen führten zum 
39-jährigen Kosovaren.  (sda)

Rheinkraftwerk: 
Harsche Kritik der 
Umweltverbände
Stellungnahme Die Platt-
form «Lebendiger Alpen-
rhein», der auch die LGU an-
gehört, kritisiert die St. Galler 
Regierung. Sie halte sich 
nicht an Vereinbarungen.

VON SILVIA BÖHLER

Die Energiekrise verschafft dem 
Projekt Rheinkraftwerk neuen Auf-
trieb. Die Politik zeigt sich auf bei-
den Seiten des Flusses wieder inter-
essiert, gleichzeitig ruft das die Um-
weltverbände auf den Plan. Die Platt-
form «Lebendiger Alpenrhein», der 
der WWF, Pro Natura, die Liechten-
steinische Gesellschaft für Umwelt-
schutz (LGU) und der Naturschutz-
bund Vorarlberg angehören, kritisie-
ren in einer Mitteilung die Antwort 
der St. Galler Regierung auf die In-
terpellation «Abschnitt Ellhorn am 
Alpenrhein: Rheinaufweitung oder 
Stromturbinen im Rinnsal?». Dem-
nach lade die Regierung entgegen 
den Vereinbarungen mit Energiever-
sorgern und Schutzverbänden zur 
Planung von Rheinkraftwerken ein: 
Die Regierung erwarte künftig mehr 
und zuverlässig verfügbaren Winter-
strom durch Rheinkraftwerke.

Gegen die Vereinbarung
Die Plattform «Lebendiger Alpen-
rhein» verweist auf den vom Bund 
einberufenen «Runden Tisch Was-
serkraft», wo Kantone, Energiever-
sorger und Umweltverbände eine 
Liste von Wasserkraftprojekten aus-
arbeiteten. Es seien 15 Projekte aus-
gewählt worden, die energetisch am 
meisten versprechen und die gleich-
zeitig mit möglichst geringen Aus-
wirkungen auf die Biodiversität und 
die Landschaft umgesetzt werden 
können. Damit hätten die Schutzver-
bände ihr Einverständnis zur weite-
ren Wasserkraftnutzung gegeben, 
obschon heute bereits 95 Prozent 
der Gewässer genutzt werden. 

Rheinkraftwerke seien auf dieser 
Liste aber nicht geführt, weil sie nur 
wenig Winterstrom produzieren 
würden, dafür Natur und Umwelt 
stark schädigen. 

Nicht gesetzeskonform
Für Elias Kindle, Geschäftsführer 
der Liechtensteinischen Gesell-
schaft für Umweltschutz (LGU), 
spricht vieles gegen ein Rheinkraft-
werk und den damit verbundenen 
Eingriff in die Natur und Land-
schaft: «Es gibt derzeit keine Tech-
nologie, die die Fischwanderung 
nicht negativ beeinflusst.» Zwar ge-
be es von unten nach oben mit der 
Fischtreppe für gewisse Arten Auf-
stiegshilfen, in die entgegengesetzte 
Richtung sei ein Durchkommen für 
die Fische aber nicht ohne signifi-
kante Verluste möglich. Hinzu kom-
me die Problematik von Schwall und 
Sunk: «Innerhalb von wenigen Stun-
den ist der Wasserpegel einen Meter 
tiefer oder höher als zuvor. Das ist 
bereits heute ein grosses Problem 
für die Lebewesen im und am Was-
ser und würde durch weitere Kraft-
werke noch verschärft.» 
Weitere Probleme sieht Kindle für 
den Grundwasserspiegel. Das aufge-
staute Wasser führe zu Ablagerun-
gen, die die Gewässersohle abdich-
ten und ein weiteres Absenken des 
Grundwasserspiegels zur Folge ha-
ben. Negative Auswirkungen für die 
Landwirtschaft oder die umliegen-
den Bäche seien zu erwarten bezie-
hungsweise wurden in einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung in den 
1970er-Jahren bereits untersucht. 
Elias Kindle ist überzeugt, dass die 
Gesetzgebung, sowohl in Liechten-
stein als auch in der Schweiz, die Re-
alisierung eines Wasserkraftwerkes 
nicht zulässt. Hierzulande kommt 
zudem die Europäische Wasserrah-
menrichtlinie zum Tragen, die ein 
Verbesserungsgebot für Gewässer 
vorsieht. «Das Gerichtsurteil von 
2020 zur Deponieerweiterung Rhei-
nau in Eschen unterstreicht dieses 

Gebot», so Kindle. Der VGH mahnte 
damals zum Gewässerschutz und er-
innerte daran, dass die Gesetzge-
bung nicht nur ein Verbot der Ver-
schmutzung und Verursachung 
sonstiger Nachteile für Gewässer 
vorsieht, sondern auch die Pflicht 
zur Verbesserung des Zustandes der 
Gewässer beinhaltet. 

Rheinkraftwerk nicht rentabel
Neben den ökologischen Aspekten 
stellt Elias Kindle die Rentabilität ei-
nes Rheinkraftwerkes infrage: «Die 
Abflusszahlen der vergangenen 15 
Jahre zeigen auf, dass wir im Som-
mer maximal 15 Prozent des aktuel-
len Gesamtstrombedarfs pro Stau-
stufe decken können. Liechtenstein 
hat einfachere und günstigere Mög-
lichkeiten, den Eigenbedarf im Som-
mer zu erhöhen, beispielsweise mit 
Wind und Sonne. Daraus kann Strom 
ein Vielfaches nachhaltiger und 
günstiger produziert werden.» Im 

Winter hingegen, wenn mehr Strom 
benötigt wird, führe auch der Rhein 
am wenigsten Wasser. «Laut unseren 
Berechnungen könnten mit einer 
Staustufe dann nur fünf Prozent des 
jetzigen Bedarfes abgedeckt werden. 
Es ist wichtig, dass die Bevölkerung 
gut informiert wird, welche Strom-
mengen zu welcher Zeit mit einem 
Rheinkraftwerk generiert werden 
könnten.» 
Für Elias Kindle ist klar: «Die Strom-
produktion ist grenzüberschreitend 
zu betrachten, da Liechtenstein heu-
te und künftig von Importen abhän-
gig sein wird. Wir brauchen einiger-
massen umweltverträglichen Spit-
zenstrom sowie den Ausbau von 
Sonne und Wind, keine teure und 
naturverschleissende Rheinkraft-
werke. Diese verschärfen nur die 
Biodiversitätskrise und sind nicht 
mit der Gesetzgebung und einem sa-
nierungspf lichtigen Zustand des 
Rheins vereinbar.»

Laut Elias Kindle 
ist ein Rheinkraft-
werk weder mit 
der Biodiversitäts-
krise noch mit der 
aktuellen Gesetz-
gebung verein-
bar. (Foto: MZ)
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«Kein Mobbing» bei Radio L, aber 
Sanktionen gegen alle Beteiligten 
Umwälzungen Mit dem Abschluss der Untersuchung der Mobbing-Vorwürfe bei Radio L hat der LRF-Verwaltungsrat auch 
personelle Konsequenzen beim Landessender gezogen. Allerdings machte er nur eine einzige publik.

VON DAVID SELE

V
on einer «grossen Erleichte-
rung» sprach Radio-Verwal-
tungsratspräsident Roman 
Banzer gestern auf seinem 

eigenen Sender. Der «Mobbing-Fall» 
bei Radio L sei endlich abgeschlos-
sen. Das Ergebnis: Mobbing habe 
es nicht gegeben. Dies aufzuklären, 
habe auch den Verwaltungsrat viel 
Energie gekostet. Logischerweise 
belastet so ein Fall, insbesondere bei 
einem derart in der Ö� entlichkeit 
stehenden staatlichen Unterneh-
men, auch die gesamte Belegschaft. 
Weil die Vorwürfe rasch publik ge-
macht worden seien, sehe sich der 
Verwaltungsrat nun auch gezwun-
gen, mit den Ergebnissen seiner Ab-
klärungen sowie den daraus gezoge-
nen Konsequenzen nun ebenfalls an 
die Ö� entlichkeit zu gehen, hiess es 
am Nachmittag schliesslich in einer 
Mitteilung des LRF. Die Informatio-
nen darin schienen dann aber doch 
eher selektiver Natur.

«Gewappnet» für Gerichtsverfahren
Verkündet wurde neben dem «Kein-
Mobbing-Entscheid», dass seiner Be-
schwerdeführerin – die langjährige 
Radio-Journalistin Petra Matt – ge-
kündigt und sie freigestellt wurde. 
Der Verwaltungsrat habe festge-
stellt, dass sie «deutliche Mängel im 

Verhalten im Team und gegenüber 
den anderen Mitarbeitenden auf-

wies», heisst es in der Mitteilung. 
Der Anwalt von Petra Matt kündigte 

bereits an, dass gerichtlich gegen 
die Kündigung vorgegangen wird. 
Roman Banzer sagte gegenüber sei-
nem eigenen Sender, man wäre «ge-
wappnet». Auf Radio L wird man sie 
in absehbarer Zeit aber sicher nicht 
mehr hören können.
Die zweite Beschwerdeführerin er-
hielt eine Abmahnung und soll auf 
Bewährung wieder in den Betrieb 
zurückkehren, wie ihr Anwalt Samu-
el Ritter auf Anfrage des «Volks-
blatts» erklärte.
Aussen vor liess der Verwaltungsrat 
in seiner Medienmitteilung noch 
weitere personelle Konsequenzen, 
die aus der Mobbing-Untersuchung 
resultieren. In einer Mitarbeiterin-
formation vom Mittwoch heisst es je-
doch, dass man auch auf «Führungs-
fehler» gestossen sei. Zwei Mitarbei-
tende würden daher «hierarchisch 
zurückgestuft» und verwarnt. 
Der abschliessende Untersuchungs-
bericht wird den Mitarbeitenden – 
abgesehen von den Verfahrensbetei-
ligten – nicht ausgehändigt. Sie müs-
sen aus der Zeitung erfahren, dass 
VR-Präsident Roman Banzer das 
Gutachten der Mobbingberatungs-
stelle des LANV – diese sieht die 
Mobbingvorwürfe «eindeutig» als 
erwiesen an – kurzerhand für nich-
tig erklärte und der «Kein-Mobbing-
Entscheid» damit einzig auf seiner 
persönlichen Fallanalyse aufbaut.

LRF-Verwaltungsratspräsident Roman Banzer. (Archivfoto: Michael Zanghellini)
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